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7Vorwort

Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen, 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen steuern die Angelegenheiten 
ihrer gesetzlichen Unfallversicherung 
selbst – nach diesem Prinzip der 
Selbstverwaltung arbeitet die Berufs-
genossenschaft für Gesundheits-
dienst und Wohlfahrtspflege (BGW). 
Das bedeutet, diejenigen, die nahe an 
der Praxis sind, bringen ihre Erfah-
rungen in die Arbeit der Berufsgenos-
senschaft ein und treffen gemeinsam 
entsprechende Beschlüsse.

Diese Broschüre ermöglicht einen 
Eindruck davon, für welche Ziele sich 
die Selbstverwaltungsmitglieder 
innerhalb der elften Amtsperiode 
konkret eingesetzt haben.

Die Selbstverwaltung ist jeweils für 
sechs Jahre im Amt. In der elften Amts-
periode von Oktober 2011 bis Oktober 
2017 hat die Selbstverwaltung grund-

legende Entscheidungen getroffen 
und war an bedeutenden Projekten 
beteiligt: Die Versicherungsbeiträge 
konnten zweimal gesenkt werden, in 
der Hamburger HafenCity entsteht ein 
gemeinsames Präventionszentrum 
von BGW und Verwaltungs-Berufsge-
nossenschaft, dem Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales wurde ein 
Positionspapier zur Weiterentwicklung 
des Berufskrankheitenrechts über-
reicht. Dies sind nur drei Beispiele für 
Arbeitsgebiete, die durch die Selbst-
verwaltungsmitglieder entscheidend 
gestaltet wurden. Als Expertinnen und 
Experten auf ihren eigenen Fachgebie-
ten standen sie der Verwaltung stets 
auch beratend zur Seite. 

Die Arbeitsergebnisse aus der elften 
Amtsperiode bilden gleichzeitig ein 
verlässliches Fundament, um die 
Arbeit der BGW in der zwölften Amts-
periode fortzuführen. 

Vorwort

Birgit Adamek,
Vorsitzende des Vorstands

Dr. Margret Steffen,
Vorsitzende der Vertreterversammlung

Professor Dr. Stephan Brandenburg, 
Hauptgeschäftsführer

Axel Schmidt,
alternierender Vorsitzender des Vorstands

Dr. Robert Schäfer,
alternierender Vorsitzender der Vertreterversammlung

Jörg Schudmann,
stellvertretender Hauptgeschäftsführer
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1.1	 Versicherungsschutz am 
	 Arbeitsplatz

Die Berufsgenossenschaf t für 
Gesundheitsdienst und Wohlfahrts-
pflege (BGW) ist eine Trägerin der 
gesetzlichen Unfallversicherung in 
Deutschland. Die BGW versichert 
über acht Millionen Menschen in rund 
640.000 Unternehmen gegen die 
Risiken des Arbeitslebens – also 
gegen die Folgen von Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten. Die Berufs-
felder, die die BGW abdeckt, erstre-
cken sich von Gesundheit und Pflege 
über soziale Einrichtungen bis hin zu 
Beauty und Wellness. Zu den versi-
cherten Unternehmen gehören Kran-
kenhäuser, Pflegeheime und -dienste, 

1	 Die Selbstverwaltung der BGW – 		
	 gesetzlicher Auftrag und Eigenregie

BGW-Vertreter- 
versammlung 2017 

in Hamburg

1 Die Selbstverwaltung der BGW – gesetzlicher Auftrag und Eigenregie

Arzt- und Therapiepraxen, Apothe-
ken, Werkstätten für behinderte Men-
schen, Berufsförderungswerke, Fri-
seur- sowie Kosmetikstudios und 
viele mehr. Die Versicherungsbei-
träge zahlen die Unternehmen. Für sie 
stellt die gesetzliche Unfallversiche-
rung eine Haftpflichtversicherung für 
den Fall dar, dass ihren Beschäftigten 
bei der Arbeit etwas zustößt.

1.1.1	 Der Auftrag der BGW
Der gesetzliche Auftrag der BGW 
umfasst die Prävention von Arbeits-
unfällen, Berufskrankheiten und 
arbeitsbedingten Gesundheitsgefah-
ren, verbunden mit der Maßgabe zur 
Überwachung und Beratung der 
Unternehmerinnen und Unternehmer 
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sowie der Versicherten. Außerdem 
beinhaltet der gesetzliche Auftrag 
eine optimale Rehabilitation und Ent-
schädigung im Schadensfall. Das 
bedeutet: Wer einen Arbeitsunfall 
erlitten hat oder an einer Berufs-
krankheit leidet, wird individuell 
beraten. Die BGW begleitet die Versi-
cherten durch das gesamte Heil- und 
Rehabilitationsverfahren und klärt 
alle strittigen Fragen. Betroffene 
erhalten jede geeignete Hilfe, um an 
ihren Arbeitsplatz zurückkehren zu 
können. Ist dies nicht möglich, sucht 
die BGW mit ihnen gemeinsam einen 
Ersatzarbeitsplatz. Wenn die Erwerbs-
fähigkeit nicht mehr voll wiederherge-
stellt werden kann, zahlt sie eine 
Rente entsprechend den rechtlichen 
Bedingungen.

1.1.2	 Prävention trägt Früchte
Mindestens ebenso wichtig wie die 
erfolgreiche Therapie und Rehabilita-
tion ist im Vorwege eine gute und 
effektive Prävention – damit es mög-
lichst nicht zu Unfällen und Erkran-
kungen durch die Arbeit kommt. Dazu 
hat die BGW ihren Präventionsbe-
reich in der elften Amtsperiode perso-
nell ausgebaut. Es wurde eine Viel-
zahl branchenspezifischer Präven- 
tionsprogramme entwickelt, die die 
BGW ihren versicherten Unternehmen 
meist kostenlos anbietet. Die Pro-
gramme werden von Versicherten, 
Unternehmerinnen und Unterneh-
mern sowie betrieblichen Interessen-
vertretungen in Anspruch genom-
men.

1.1.3	 Arbeitgeber, Arbeitgeberinnen 	
	 und Versicherte Seite an Seite
Die BGW ist eine öffentlich-rechtliche 
Institution mit Selbstverwaltung. Das 
heißt, sie hat ihre Aufgaben vom 
Gesetzgeber übertragen bekommen 
und führt sie in eigener Verantwor-
tung unter staatlicher Aufsicht durch. 

In den Entscheidungsgremien der 
Selbstverwaltung sind sowohl die 
Mitglieder – die Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber – als auch die Versi-
cherten selbst – die Beschäftigten 
und ehrenamtlich Tätigen – zu glei-
chen Teilen vertreten. So profitiert  
die BGW insgesamt vom Fachwissen 
und von den praktischen Erfahrungen 
aus dem Arbeitsalltag beider Seiten. 
Die Selbstverwaltungsmitglieder 
regeln grundsätzliche Angelegenhei-
ten wie die Gestaltung der Präven-
tions- und Rehabilitationsmaßnah-
men, die Beitragsgestaltung und die 
Zahlung von Renten selbst. Alle üben 
ihr Amt ehrenamtlich aus.

1.2	Die paritätisch besetzten 		
	 Organe der BGW-Selbst-		
	 verwaltung

Die Vertreterversammlung: Sie setzt 
sich aus je 30 Vertreterinnen und Ver-
tretern der Arbeitgeber- und Arbeitge-
berinnen- sowie der Versicherten-
seite zusammen. In der Vertreter- 
versammlung sind alle für die BGW 
relevanten Gruppen von Beschäftig-
ten sowie Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgebern vertreten. Die 60 Mit-
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Vertreterversammlung 
der BGW im Jahr 2017 

in Hamburg

1 Die Selbstverwaltung der BGW – gesetzlicher Auftrag und Eigenregie

glieder repräsentieren die Branchen-
vielfalt im Gesundheitsdienst und in 
der Wohlfahrtspflege. Die Vertreter-
versammlung ist das Parlament der 
BGW. Ihren Vorsitz teilten sich in der 
elften Amtsperiode im jährlichen 
Wechsel Dr. Margret Steffen als Versi-
cher tenver treterin und Arbeit- 
gebervertreter Dr. Robert Schäfer.

Der Vorstand: Er besteht aus je 13 
Vertreterinnen und Vertretern von 
Arbeitgeber- und Arbeitgeberinnen- 
sowie Versichertenseite. Der Vor-
stand lenkt die Berufsgenossen-
schaft und vertritt sie nach außen. 
Vorstandsvorsitzende der elf ten 
Amtsperiode waren im jährlichen 
Wechsel Birgit Adamek als Arbeitge-
bervertreterin sowie Axel Schmidt als 
Vertreter der Versichertenseite. Als 
beratende Mitglieder gehören dem 
Vorstand außerdem der Hauptge-
schäftsführer der BGW, Professor Dr. 
Stephan Brandenburg, an sowie sein 
Stellvertreter – bis Juni 2014 Arthur 
Montada, seitdem Jörg Schudmann.

Die Ausschüsse: Um die verschiede-
nen Aufgabenfelder der BGW zu bear-
beiten, bilden die Vertreterversamm-
lung und der Vorstand Ausschüsse. 
Die Ausschüsse bereiten zum Teil 
wichtige Entscheidungen vor, zum 
Teil treffen sie diese auch selbst.

•	 Ausschuss für Prävention und 
Arbeitsschutz

•	 Ausschuss für Rehabilitation und 
Heilverfahren

•	 Haushalts- und Satzungsausschuss

•	 Rechnungsprüfungsausschuss
•	 Ausschuss für Kommunikation
•	 Ausschuss für Informations- und 

Kommunikationstechnik
•	 Verwaltungsausschuss
•	 Bauausschuss
•	 Ausschuss für Gefahrtarif und Bei-

tragsangelegenheiten
•	 Bußgeldausschuss
 
Außerdem gibt es – regional auf das 
Bundesgebiet verteilt – insgesamt 33 
Rentenausschüsse, 16 Widerspruchs-
ausschüsse sowie an der Hauptver-
waltung in Hamburg drei Wider-
spruchsausschüsse und Einspruchs- 
ausschüsse. Zu bestimmten themati-
schen Schwerpunkten hat der Vor-
stand zudem mehrere Arbeitsgruppen 
gebildet. In einigen arbeiten auch Mit-
glieder der Vertreterversammlung 
oder der Verwaltung mit. Die Selbst-
verwaltung (SV) stellt sich auch auf 
der BGW-Internetseite www.bgw-
online.de vor. Unter dem Navigations-
punkt „Selbstverwaltung“ gibt es 
Informationen über die Zusammenset-
zung und Aufgaben der SV-Organe, 
Arbeitsgrundsätze und vieles mehr.

1.2.1	 Sechsjährige Amtsperiode
Die Vertreterversammlung der BGW 
wird von den Versicherten sowie den 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern 
für eine Amtsperiode von sechs Jah-
ren gewählt. Die elfte Amtsperiode 
der Selbstverwaltung erstreckte sich 
von Oktober 2011 bis Oktober 2017. In 
ihrem „Schwerpunktprogramm der 
BGW 2012 bis 2017“ hatte die Selbst-
verwaltung ihre Ziele für diese sechs 
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Jahre festgelegt. Im Schwerpunktpro-
gramm ist die Ausrichtung der BGW 
definiert. Gemeinsame Ziele, zum 
Beispiel zum Arbeits- und Gesund-
heitsschutz sowie zur engeren Ver-
zahnung von Prävention und Rehabi-
litation tragen dazu bei, dass sich die 
BGW den Herausforderungen der 
Zukunft stellen kann. Aus der Umset-
zung des Schwerpunktprogramms 
resultierten zahlreiche Arbeitsergeb-
nisse, die in der vorliegenden Bro-
schüre dargestellt werden. 

Die elfte Amtsperiode war für die 
BGW von bedeutenden Entwicklun-
gen geprägt: Dazu zählen das anhal-
tende wirtschaftliche Wachstum im 

Gesundheits- und Sozialsektor mit 
stetiger Zunahme an Mitgliedsunter-
nehmen und Versicherten, an Brisanz 
gewinnende Gesundheitsthemen wie 
demografischer Wandel und Pflege 
sowie die Reform des Berufskrank-
heitenrechts.

Vor diesem Hintergrund hatten die Mit-
glieder der Vertreterversammlung und 
des Vorstands während ihrer Amtspe-
riode anspruchsvolle Aufgaben zu be-
wältigen. Anhand ausgewählter Bei-
spiele wird im folgenden Kapitel näher 
dargestellt, wie sie ihre Gestaltungs-
möglichkeiten genutzt haben, um den 
gesetzlichen Auftrag der BGW verant-
wortungsvoll umzusetzen.

Birgit Adamek,
Vorsitzende des
Vorstands im Wechsel
mit Axel Schmidt

Professor Dr. Stephan 
Brandenburg, BGW-
Hauptgeschäftsführer 
seit 2009

Axel Schmidt,
Vorsitzender des 
Vorstands im Wechsel 
mit Birgit Adamek

Jörg Schudmann,  
stellvertretender BGW-
Hauptgeschäftsführer 
seit 2014

Dr. Margret Steffen, 
Vorsitzende der 
Vertreterversammlung 
im Wechsel mit 
Dr. Robert Schäfer

Arthur Montada,  
stellvertretender BGW-
Hauptgeschäftsführer 
bis 2014

Dr. Robert Schäfer, 
Vorsitzender der 
Vertreterversammlung 
im Wechsel mit 
Dr. Margret Steffen
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Als Vertreterinnen und Vertreter ihrer 
Berufsfelder haben die Mitglieder der 
Selbstverwaltung (SV) die aktuellen 
Entwicklungen und Herausforderun-
gen auf ihrem Gebiet stets im Blick. 
Dadurch sind sie in der Lage, Ideen 
und Erfahrungen aus der beruflichen 
Praxis einzubringen, Impulse zu 
geben und Entscheidungen zu treffen. 
Dabei folgen sie stets dem Prinzip, 
kostenbewusst zu arbeiten und unnö-
tige Bürokratie zu vermeiden. Die 
nachfolgenden Beispiele aus der elf-
ten Amtsperiode zeigen auf, wie die 
Gremien der Selbstverwaltung kon-
kret an Projekten und Programmen 
beteiligt waren.

2.1	 Die Renten- und 
	 Widerspruchsausschüsse

Eine Kernaufgabe der Selbstverwal-
tung ist die Arbeit in den Renten- und 
Widerspruchsausschüssen. Diese 
Ausschüsse sind jeder Bezirksver-
waltung der BGW angegliedert und 
tagen regelmäßig. Ihre Mitglieder 
arbeiten Hand in Hand mit den BGW-
Expertinnen und -Experten und tref-
fen Entscheidungen, die für verun-
glückte oder erkrankte Versicherte 
oft von existenzieller Bedeutung sind. 

In den 33 Rentenausschüssen an den 
elf Standorten der BGW geht es 

2	 Gelebte Verantwortung – die elfte 		
	 Amtsperiode

darum, Versicherungsfälle, also 
Arbeits- beziehungsweise Wegeun-
fälle und Berufskrankheiten, anzuer-
kennen oder abzulehnen sowie Ren-
tenzahlungen zu bewilligen. Die 
Selbstverwaltungsmitglieder ent-
scheiden zum Beispiel darüber, ob 
ein Verkehrsunfall von der BGW als 
beruflich bedingter Wegeunfall aner-
kannt wird – und sie infolgedessen 
Heilverfahren, Rehabilitation und Ent-
schädigung organisiert und bezahlt 
– oder ob er sich auf einer privaten 
Fahrt ereignete. Dazu trägt eine Ver-
treterin oder ein Vertreter der Bezirks-
verwaltung den zwei Ausschussmit-
gliedern, die jeweils von der Arbeit- 
geber- und Arbeitgeberinnenseite 
sowie der Versichertenseite kommen, 
individuelle Fälle vor. Nach eingehen-
der Beratung trifft der Ausschuss 
eine Entscheidung – während der elf-
ten Amtsperiode geschah dies bei der 
BGW rund 52.433-mal. Die gesetzli-
che Grundlage für alle Entscheidun-
gen bildet das Sozialgesetzbuch VII.

Sind Versicherte mit Bescheiden, Ent-
scheidungen oder Maßnahmen der 
BGW nicht einverstanden, können sie 
Widerspruch einlegen. Dies ist etwa 
der Fall, wenn die BGW in obigem Bei-
spiel keinen Wegeunfall anerkannt 
hat, weil aus privaten Gründen ein 
erheblicher Umweg gefahren wurde. 
Die oder der Versicherte vertritt 

Faltblätter zu den  
Renten- und Wider-
spruchsausschüssen
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jedoch die Auffassung, die Unfall-
fahrt sei durchaus beruflich bedingt 
gewesen. Dann berät ein Wider-
spruchsausschuss im Anschluss an 
eine Vorprüfung über den Fall und 
entscheidet in Form eines Wider-
spruchsbescheids.

Es gibt bei der BGW 19 Widerspruchs-
ausschüsse, ebenfalls verteilt auf alle 
Standorte. In ihnen setzen sich jeweils 
zwei Vertreterinnen oder Vertreter der 
Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen 
sowie der Versicherten zusammen, 
wägen die ursprüngliche Entschei-
dung nochmals ab und veranlassen 
bei Bedarf, dass die Angelegenheit 
erneut geprüft wird. Am Ende erhält 
die oder der Versicherte eine Entschei-
dung in Form eines Widerspruchsbe-
scheids. Während der elften Amtspe-
riode trafen die Widerspruchs- 
ausschüsse der BGW rund 11.725 Ent-
scheidungen. Alle Fälle werden inten-
siv beraten. Wichtige Entscheidungen 
aus der Sozialgerichtsbarkeit werden 
von den Ausschüssen dabei kontinu-
ierlich berücksichtigt.

Einmal jährlich nehmen die Mitglie-
der der Renten- und Widerspruchs-
ausschüsse gemeinsam an einer Fort-
bildungsveranstaltung teil. Auf der 
Tagesordnung stehen zum Beispiel 
aktuelle Rechtsprechungen oder 
aktuelle medizinische Themen, die 
wertvolle Informationen für die Aus-
schussarbeit liefern. Zur Bewältigung 
dieser Aufgaben wurde zudem praxis-
orientiertes Unterstützungsmaterial 
erarbeitet.

2.2	Neues Entgeltmelde- 
	 verfahren – der digitale  
	 Lohnnachweis

Zur Berechnung ihres Beitrags mel-
den die Mitgliedsunternehmen jähr-
lich ihre Entgelte, ihre Arbeitsstunden 
und die Anzahl der Beschäftigten an 
die BGW. Bisher geschieht das bei der 
BGW per Post, Fax oder online mit 
dem Entgeltnachweis. Zum 1. Januar 
2017 ist dieses Verfahren für alle 
Unfallversicherungsträgerinnen auf 
eine digitale Lösung umgestellt wor-
den – den digitalen Lohnnachweis. 

Der Vorteil der neuen Vorgehensweise: 
Der digitale Lohnnachweis wird direkt 
mithilfe der verwendeten Software zur 
Entgeltabrechnung erstellt und versen-
det. Das verringert den Aufwand und 
das Risiko, Fehler bei der Datenerfas-
sung zu machen. 

Der Weg zum neuen Verfahren war 
lang: Die ursprüngliche Idee eines 
neuen Systems, in das die Deutsche 
Rentenversicherung eingebunden 
war, hatte sich als nicht praktikabel 
und zu fehleranfällig erwiesen. Des-
halb setzte sich die BGW maßgeblich 
dafür ein, eine geeignetere und für 
alle sinnvolle Lösung zu finden – unter 
anderem in übergeordneten Projek-
ten und beim Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales. Der Ausschuss 

Logo des neuen Lohn-
nachweisverfahrens
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für Gefahrtarif und Beitragsangele-
genheiten der BGW-Selbstverwaltung 
hat diese Entwicklung kontinuierlich 
begleitet und diskutiert.

Die Rechtsgrundlage für das neue UV-
Meldeverfahren hat der Deutsche Bun-
destag Ende 2014 im Vierten Buch des 
Sozialgesetzbuchs (SGB) geschaffen 
(Fünftes SGB-IV-Änderungsgesetz).

2.3	Personalpolitik – Gleich-		
	 stellung und familien-		
	 freundliche Maßnahmen

Motivierte Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sind der Schlüssel für eine 
erfolgreiche Arbeit der BGW. Die 
demografische Entwicklung und der 
damit verbundene zunehmende Fach-
kräftemangel sind weitere Gründe, 

sich für die Zufriedenheit der eigenen 
Beschäftigten zu engagieren und als 
Arbeitgeberin attraktiv zu sein. 

Die Selbstverwaltung der BGW setzt 
sich deshalb stark für zwei Themen 
ein, die für viele Beschäftigte eine 
große Bedeutung haben: Chancen-
gleichheit und Familienfreundlich-
keit. Frauen und Männer sollen bei 
der BGW gleiche Chancen zur berufli-
chen Weiterentwicklung vorfinden, 
Beschäftigte mit Familienpflichten – 
die Kinder oder pflegebedürftige 
Angehörige betreuen – beim Spagat 
zwischen Beruf und Familie Unter-
stützung erhalten. 

Der Vorstand beauftragt deshalb 
regelmäßig eine bereichsübergrei-
fende Arbeitsgruppe der Verwaltung, 
einen Gleichstellungsplan zu erarbei-
ten, der konkrete Ziele und Maßnah-
men festlegt. In der elften Amtsperi-
ode beschloss der Vorstand den 
Gleichstellungsplan 2015 bis 2018. Er 
verfolgt die drei Ziele, den Anteil von 
Frauen in BGW-Führungspositionen 
der Laufbahnen gehobener und höhe-
rer Dienst zu erhöhen, die Gleichstel-
lungskompetenz von Führungskräf-
ten und Beschäftigten zu stärken 
sowie die familienfreundlichen Maß-
nahmen auszubauen.

Der Gleichstellungsplan ermöglicht 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit 
Interesse an einer Führungstätigkeit 
zum Beispiel ein Coaching auf BGW-
Kosten. Ziel dieser Maßnahme ist es, 
sich besser für oder gegen eine Füh-

Internes Informations-
heft, das Beschäf-

tigten einen Überblick 
über BGW-Angebote 

zur Förderung von 
Chancengleichheit und 
Familienfreundlichkeit 

ermöglicht
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rungsposition entscheiden zu kön-
nen. Alternativ können Beschäftigte 
mit Führungsambitionen – die in die-
sem Fall bestimmte formale Voraus-
setzungen mitbringen müssen – an 
einem Programm zur Talentförderung 
teilnehmen. Die Angebote zeigen Wir-
kung: Seit 2012 hat sich der Anteil der 
Frauen an Führungspositionen bei 
der BGW um über acht Prozentpunkte 
auf rund 40,5 Prozent erhöht. 

Vielfältige Angebote zur besseren 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
hält die BGW seit Langem für ihre 
Beschäftigten bereit: So können Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter bei-
spielsweise innerhalb eines großzü-
gigen Gleitzeitrahmens arbeiten. 
Wenn Kinder leicht erkrankt sind oder 
die Betreuung kurzfristig ausfällt, 
können Eltern sie mit zur Arbeit neh-
men. Viele Standorte haben dafür 
eigens Eltern-Kind-Arbeitszimmer mit 
Spielzeug und Schlafmöglichkeiten 
für den Nachwuchs eingerichtet. 

In der elften Amtsperiode wurden 
diese Angebote ausgebaut – zum Bei-
spiel durch eine neue Dienstvereinba-
rung, die das Arbeiten von zuhause 
aus möglich macht und regelt. Beson-
deren Wert legten die BGW-Vor-
standsmitglieder darauf, die vorhan-
denen familienfreundlichen Angebote 
in der elften Amtsperiode unter den 
Beschäftigten bekannter zu machen. 
Durch abgestimmte Maßnahmen und 
Aktionen wie Plakate, aktuelle Infor-
mationshefte, Beiträge im Informa-
tions- und Wissensportal der BGW 

(Intranet), eine Wanderausstellung 
und Informationsveranstaltungen 
wurde aktiv dafür geworben.

2.4	Versicherungsbeiträge 		
	 zweimal gesenkt

Die Beiträge der Mitgliedsunterneh-
men zur gesetzlichen Unfallversiche-
rung hängen von drei Faktoren ab: 
Der erste sind die Löhne und Gehälter 
der Versicherten sowie die Versiche-
rungssummen der Unternehmer oder 
Unternehmerinnen, der zweite die 
Gesamtausgaben der BGW für Prä-
vention und Rehabilitation und der 
dritte die unterschiedlichen Risiken in 
den versicherten Berufsfeldern. Eine 
Kosmetikerin ist an ihrem Arbeits-
platz zum Beispiel geringeren Gefah-
ren ausgesetzt als ein Schädlingsbe-
kämpfer an seinem.

Die verschiedenen Risiken werden für 
den sogenannten Gefahrtarif alle 
sechs Jahre neu berechnet und festge-
legt. Im Gefahrtarif werden Unterneh-
men mit ähnlichem Risiko zu Gefahr-
tarifstellen zusammengefasst. Für 
jede Gefahrtarifstelle stellt die BGW 
ihre Leistungsausgaben den Entgelten 
der Versicherten gegenüber. Daraus 
ergibt sich jeweils eine Gefahrklasse, 
die das spezifische Arbeitsunfall- und 
Berufskrankheitenrisiko der Tarifstelle 
widerspiegelt. Grundsätzlich gilt: Viele 
Unfälle und Berufskrankheiten bedeu-
ten eine höhere Gefahrklasse und 
höhere Beiträge, wenige Unfälle und 
Berufskrankheiten eine geringere 

Faltblatt zum vierten 
Gefahrtarif der BGW
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Gefahrklasse und geringere Beiträge.

Eine wesentliche Aufgabe des Aus-
schusses für Gefahrtarif und Beitrags-
angelegenheiten in jeder Amtsperiode 
ist es, einen neuen Gefahrtarif zu erar-
beiten, der von Vorstand und Vertre-
terversammlung verabschiedet wird. 
Zum Beispiel müssen sich die SV-Mit-
glieder einigen, welche Daten dafür 
zugrunde gelegt werden. Für das eine 
Berufsfeld kann es zum Beispiel vorteil-
haft sein, die Summe der Entschädi-
gungsleistungen ab einem bestimmten 
Stichtag in die Berechnung einzube- 
ziehen, andere sprechen sich für einen 
anderen Zeitraum aus. Außerdem ent-
scheiden die Selbstverwaltungsmit-
glieder darüber, welche der versicher-
ten Berufsgruppen in einer Gefahr- 
tarifstelle zusammengefasst werden.

Im Januar 2013 trat der vierte Gefahr-
tarif der BGW in Kraft. Davon profitie-

ren einige Gefahrtarifstellen beson-
ders: Zum Beispiel war das Unfall- und 
Erkrankungsrisiko für Friseurinnen 
und Friseure  gegenüber der letzten 
Berechnung in 2006 weiter zurückge-
gangen. Deshalb sank die Gefahr-
klasse für Friseurbetriebe um 27 Pro-
zent – von 5,9 auf 4,29 – und damit 
deren Beitrag. Zu dieser positiven 
Entwicklung beigetragen hat die kon-
tinuierliche Verbesserung von Sicher-
heit und Gesundheit in den Salons. 
Auch für Gewerbezweige aus Tierbe-
handlung und Schädlingsbekämp-
fung fiel das Unfall- und Erkrankungs-
risiko gegenüber 2006 geringer aus – 
und damit der Beitrag ab 2013. Ihre 
Gefahrklasse liegt um 30 Prozent 
niedriger als zuvor. Für andere Gefahr-
tarifstellen hat sich die Risikobewer-
tung und damit der Beitrag erhöht: 
Dazu zählen Sauna- und Badebe-
triebe sowie Werkstätten für behin-
derte Menschen und Beschäftigungs- 

Gefahrtarifstelle Gewerbezweige Gefahrklasse

1

Stationäre Einrichtungen der ärztlichen und zahnärztlichen Versorgung
z. B. Krankenhäuser, Kliniken, stationäre Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, 
Zahnkliniken, Kurkliniken, Tageskliniken, Nachtkliniken, Sanatorien, Dienstleistungen für 
stationäre medizinische Einrichtungen (Wäscherei, Küche, Gebäudemanagement etc.)

2,76

2

Ambulante Einrichtungen der ärztlichen Versorgung, medizinische Labore, medizinische 
Dienste, Psychologen und Psychotherapeuten
z. B. Arztpraxen, ärztliche Notfalldienste, Notärzte, medizinische Versorgungszentren, 
arbeitsmedizinische Dienste, ärztliche Gutachter, medizinische Dienste der Sozialversiche-
rungsträger, Blutspendedienste, Blutbanken, Dialysezentren, medizinische Forschung, 
Labore und Institute einschließlich Pathologie-, Hygieneinstitute, Druckkammerbehand-
lung, Lebensmitteluntersuchungsstellen; Psychologen, Psychologische Psychotherapeuten

2,15

3
Ambulante Einrichtungen der zahnärztlichen und kieferorthopädischen Versorgung
z. B. Zahnarztpraxen, zahnmedizinische/-technische Forschung, Labore und Institute, 
zahnmedizinische Hilfsberufe; Kieferorthopäden

2,21

Auszug aus dem vierten Gefahrtarif der BGW
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und Qualifizierungseinrichtungen 
und -projekte.

Während sich die Änderungen der 
Gefahrklasse nur auf bestimmte 
Unternehmen auswirkten, gab es 
zusätzlich gute Beitrags-Nachrichten 
für alle versicherten Betriebe: In der 
sechsjährigen Amtsperiode konnte 
die BGW die Unfallversicherungsbei-
träge für alle zweimal senken – nach 
elf Jahren stabiler Beiträge erstmals 
für das Beitragsjahr 2014 und noch 
einmal für das Jahr 2016.

Diese Absenkung wurde möglich, weil 
sich ein weiterer Faktor, aus denen sich 
der Beitrag errechnet, reduziert hatte, 
der sogenannte Beitragsfuß. Diese 
Recheneinheit spiegelt das Verhältnis 
zwischen den Löhnen und Gehältern 
der Versicherten und den Ausgaben 
der BGW wider. Für gemeinnützige, 
kirchliche und mildtätige Unterneh-
men fiel er zuletzt von 2,06 auf 2,00, 
für alle anderen Unternehmen von 2,18 
auf 2,12. Dabei handelt es sich um 
einen rechnerischen Faktor. Tatsäch-
lich zahlten Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber für ihre Beschäftigten 
zwischen 40 Cent und 2,05 Euro Bei-
trag pro 100 Euro Entgelt, je nach 
Gefahrklasse.

2.5	Berufskrankheiten

Berufskrankheiten sind Erkrankun-
gen, deren berufliche Ursache nachge-
wiesen ist und die der Gesetzgeber in 
einer Berufskrankheitenliste aufführt. 

Die bei der BGW eingehenden Berufs-
krankheiten-Meldungen betreffen 
überwiegend Haut und Rücken. Um zu 
vermeiden, dass Betroffene ihre beruf-
liche Tätigkeit aufgeben müssen, hält 
die BGW für die Erkrankten verschie-
dene Angebote bereit. Sie setzt sich da- 
rüber hinaus dafür ein, die rechtlichen 
Grundlagen weiterzuentwickeln.

2.5.1	Arbeitsplatzbegleitung
Versicherte der BGW mit berufsbe-
dingten Rückenproblemen können 
sich bei der BGW melden. Sie erhalten 
Informationen und können in einem 
Rückenkolleg lernen, ihre Tätigkeit 
gesund und sicher fortzusetzen. In 
den dreiwöchigen Rückenkollegs, 
durchgeführt in einer berufsgenossen-
schaftlichen Klinik, trainieren die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer in täg-
lichen Trainings- und Schulungs- 
einheiten ihre Fitness und lernen, wie 
sie mit den berufsbedingten Belastun-
gen ihres Rückens und Bewegungsap-
parates besser umgehen. 

Ein bis eineinhalb Jahre nach dem 
Rückenkolleg können die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer einen fünf-
tägigen Refresher-Kursus absolvie-
ren. Im Refresher-Kursus werden die 
Inhalte des Rückenkollegs aufge-
frischt und Probleme aufgegriffen, 
die nach dem Rückenkolleg im beruf-
lichen Alltag aufgetreten sind.

Damit das Erlernte nachhaltig am 
Arbeitsplatz umgesetzt wird, gibt es 
zusätzlich das Angebot der Arbeits-
platzbegleitung. Sie findet zwischen 
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Rückenkolleg und Refresher-Kursus 
statt. Eine Trainerin oder ein Trainer 
der BGW begleitet den Versicherten 
oder die Versicherte dabei durch den 
Arbeitstag – in der Regel über zwei 
Schichten. Vorrangig geht es bei der 
Arbeitsplatzbegleitung darum, die im 
Rückenkolleg erlernten Arbeitswei-
sen in eine Alltagsroutine zu überfüh-
ren. Die Inhalte werden wiederholt 
und Fragen, die seit der Teilnahme am 
Rückenkolleg aufgetreten sind, auf-
gearbeitet. Die Arbeitsplatzbegleite-
rinnen und -begleiter geben außer- 
dem Tipps, wie das Unternehmen das 
Arbeitsumfeld ergonomischer gestal-
ten kann, sowie Hinweise zur Arbeitsor-
ganisation: Wenn beispielsweise Ver-
bandmaterial häufig gebraucht wird, 
sollte es in Arbeitshöhe bereitliegen. 

Nach der Arbeitsplatzbegleitung gibt 
es ein Abschlussgespräch, an dem 

auch der oder die Vorgesetzte der 
oder des Versicherten sowie mindes-
tens ein Mitarbeiter oder eine Mitar-
beiterin der BGW teilnimmt. Nach 
Bedarf kommen andere Personen wie 
die Fachkraft für Arbeitssicherheit 
hinzu.

Die Mitglieder der Selbstverwaltung 
haben über die Arbeitsplatzbeglei-
tung beraten und hierfür die erforder-
lichen Stellen bereitgestellt. Sie sehen 
in ihr eine sinnvolle und erfolgreiche 
Ergänzung der BGW-Angebote zum 
Thema Rücken.

2.5.2	Weiterentwicklung des Berufs-	
	 krankheitenrechts
Wenn der Verdacht besteht, dass 
jemand unter einer Berufskrankheit 
leidet, melden Arzt oder Ärztin, 
Arbeitgebende – oder die Versicher-
ten selbst – dies an die zuständigen 
gesetzlichen Unfallversicherungsträ-
gerinnen, zum Beispiel die Berufsge-
nossenschaften. 

Die rechtliche Grundlage für die Aner-
kennung von Berufskrankheiten bil-
det – neben dem Sozialgesetzbuch 
VII – die Berufskrankheiten-Verord-
nung (BKV). Sie enthält die Liste der 
zurzeit 80 Berufskrankheiten wie 
Haut-, Atemwegs- oder Rückenerkran-
kungen. 

In der Praxis ist es für Unfallversiche-
rungsträgerinnen jedoch nicht immer 
leicht festzustellen, ob ein gesund-
heitliches Leiden tatsächlich durch 
den Beruf ausgelöst wurde – das 

Berufsbedingte Rücken-
probleme: Hilfe erhalten 

Versicherte durch Rücken-
kolleg und Arbeitsplatz-

begleitung
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heißt, ob alle gesetzlichen Anforde-
rungen zur Anerkennung einer Berufs-
krankheit vorliegen. Es kann zum Bei-
spiel schwierig sein zu beurteilen, ob 
eine Rückenerkrankung tatsächlich 
auf das langjährige Heben schwerer 
Lasten im Beruf zurückzuführen ist.

Grundsätzlich hat sich das Berufs-
krankheitenrecht (BK-Recht) in 
Deutschland als rechtssicher und 
zuverlässig erwiesen. Dennoch gibt 
es immer wieder Kritik: Unter ande-
rem wird bemängelt, dass vermeint-
lich zu wenig Erkrankungen als 
Berufskrankheiten anerkannt wer-
den. Zudem seien für Betroffene die 
Hürden zu hoch, um eine Berufs-
krankheit nachzuweisen. Denn zwi-
schen der Zeit, in dem Betroffene 
möglicherweise schädigenden Ein-
flüssen ausgesetzt waren, und dem 
Zeitpunkt, an dem erstmals gesund-
heitliche Beschwerden auftreten, lie-
gen manchmal Jahrzehnte. Unter 
Umständen existieren dann die Unter-
nehmen, in denen die Betroffenen 
früher gearbeitet haben, schon nicht 
mehr. Deshalb ist es zum Beispiel für 
die BGW nicht immer möglich festzu-
stellen, inwieweit die Betroffenen 
damals den schädigenden Einwirkun-
gen ausgesetzt waren – und ob diese 
den gesetzlich geforderten Umfang 
zur Anerkennung einer Berufskrank-
heit erreichten. In diesen Fällen ermit-
teln die Unfallversicherungsträgerin-
nen sehr intensiv.

Ein weiteres Thema der BK-Rechts-
form ist der sogenannte „Unterlas-

sungszwang“: Bei einigen Berufs-
krankheiten wird derzeit voraus- 
gesetzt, dass die Betroffenen zu-
nächst die beruflichen Tätigkeiten 
aufgeben, die dazu führen können, 
dass sich die Krankheit verschlimmert 
oder wiederauflebt. Erst dann wird sie 
als Berufskrankheit anerkannt. 

Als Reaktion auf die Kritik gründete 
die Deutsche Gesetzliche Unfallversi-
cherung 2014 die Arbeitsgruppe 
„Reform des BK-Rechts“ unter Lei-
tung des BGW-Hauptgeschäftsfüh-
rers Professor Dr. Stephan Branden-
burg. Die Arbeitsgruppe (AG) hat 
unter anderem Vorschläge für eine 
Weiterentwicklung des Berufskrank-
heitenrechts erarbeitet. Zum Beispiel 
soll die Beweisführung erleichtert 
werden: Wenn die Arbeitsplätze der 
Betroffenen nicht mehr existieren, 
sollen auch Daten zu schädigenden 
Einwirkungen bei vergleichbaren 
Arbeitsplätzen oder Tätigkeiten her-
angezogen werden dürfen. Der Unter-
lassungszwang soll wegfallen und 
keine Voraussetzung mehr für die 
Anerkennung einer Berufskrankheit 
sein. Sein Zweck soll durch andere 
Regelungen erreicht werden, bei-
spielsweise durch eine stärkere Mit-
wirkung der Erkrankten an Präventi-
onsmaßnahmen, die eine Verschlim- 
merung der Berufskrankheit vermei-
den helfen. 

Die Vorschläge der AG wurden im 
Positionspapier „Berufskrankheiten-
recht 2016. Probleme – Herausforde-
rungen – Lösungen“ zusammenge-
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fasst. Auch der BGW Vorstand sowie 
sein Ausschuss für Rehabilitation 
und Heilverfahren haben sich wieder-
holt an der Diskussion zur Weiterent-
wicklung des Berufskrankheiten-
rechts beteiligt. Im Oktober 2016 hat 
sich der BGW-Vorstand dafür ausge-
sprochen, das Positionspapier an die 
Politik heranzutragen. Im Dezember 
2016 wurde es von der Selbstverwal-
tung der DGUV verabschiedet und 
beim zuständigen Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales einge-
reicht mit der Bitte, die Vorschläge 
umzusetzen.

2.6	Klinikkonzern mit Selbst- 
	 verwaltungsstruktur

In der elften Amtsperiode wurden 
alle berufsgenossenschaftlichen  
Kliniken in einer gemeinsamen  
Konzernstruktur zusammengefasst.  
Vertreterinnen und Vertreter von  
Arbeitgeberinnen, Arbeitgebern und 
Versicherten haben sich erfolgreich 
dafür eingesetzt, dass im Konzern 
für alle grundlegenden Entscheidun-
gen eine Selbstverwaltungsstruktur 
verankert wurde. In den entsprech-
enden Gremien wirken Vertreterin-
nen und Vertreter der Selbstverwal-
tung aus der BGW mit.

2.7	Gemeinsame Deutsche 		
	 Arbeitsschutzstrategie 

Das 2008 in Kraft getretene Unfallver-
sicherungsmodernisierungsgesetz 

fordert unter anderem eine stärkere 
Abstimmung aller Institutionen, die in 
Deutschland für Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit verantwort-
lich sind. Zur Umsetzung dieses Ziels  
wurde die Gemeinsame Deutsche 
Arbeitsschutzstrategie (GDA) ins Leben 
gerufen – ein Verbund aus staatlichen 
Arbeitsschutzbehörden und den Trä-
gerinnen der gesetzlichen Unfallversi-
cherung. Die GDA hat das Ziel, die 
Sicherheit und Gesundheit aller in 
Deutschland Beschäftigten durch sys-
tematische Arbeitsschutzmaßnahmen 
mit noch mehr Nachdruck zu fördern.

2.7.1	 Arbeitsprogramm Pflege
Unter dem Dach der GDA wurden seit 
2008 insgesamt 14 Arbeitspro-
gramme ins Leben gerufen, darunter 
das Programm „Sicherheit und 
Gesundheitsschutz bei der Pflege“. 
Von der BGW geleitet lief es in den 
Jahren 2008 bis 2012. Das Programm 
setzte bei der Prävention von Rücken-
erkrankungen an und hatte auch die 
psychischen Belastungen sowie die 
Arbeitsschutzorganisation in Pflege-
einrichtungen im Blick. Sowohl die 
Konzeption des Programms als auch 
seine Fortschritte wurden regelmäßig 
im Ausschuss für Prävention und 
Arbeitsschutz der BGW vorgestellt 
und beraten. 

Zur Unterstützung des Programms 
entwickelte die BGW mit ihren GDA-
Partnerinnen und -Partnern das Inter-
netportal „gesund-pflegen-online.de“. 
Dessen Kernstück war eine Online-
Selbstbewertung für Pflegeeinrich-

Faltblatt zum Internet-
portal „gesund-pflegen-
online.de“
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tungen, die besonders auf die Bedürf-
nisse kleinerer und mittlerer Unter- 
nehmen ausgerichtet war. Damit 
konnten diese ohne großen Aufwand 
selbst analysieren, wo sie hinsichtlich 
Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit stehen. Falls nötig, erhielten 
sie Unterstützungsangebote – zum 
Wohle ihrer Beschäftigten. Annä-
hernd 15 Prozent aller Pflegeunter-
nehmen bundesweit nutzten das 
Online-Instrument. Bis zu 6.000 
Besucherinnen und Besucher ver-
zeichnete das Portal jeden Monat.

Gerade bei der Entwicklung des GDA-
Programms und des Portals „gesund-
pflegen-online.de“ war der Praxisbe-
zug der Selbstverwaltungsmitglieder 
zu ihren eigenen Berufsfeldern von gro-
ßem Vorteil: Sie brachten ihre Erfahrun-
gen nicht nur bei der Arbeit am Konzept 
ein. Sie trugen auch stark dazu bei, die 
versicherten Unternehmen auf die 
Angebote aufmerksam zu machen.

2.7.2	Arbeitsprogramm Muskel- 
	 Skelett-Erkrankungen
Im Jahr 2013 legten die GDA-Träge- 
rinnen ein Arbeitsprogramm zur Ver-
meidung von Muskel-Skelett-Erkran-
kungen (MSE) auf. Unter dem Titel 
„Prävention macht stark – auch Deinen 
Rücken“ engagieren sich Bund, Län-
der, Unfallversicherungsträgerinnen 
sowie Kooperationspartner und -part- 
nerinnen gemeinsam. Ziel des Pro-
gramms ist es, arbeitsbedingte Ge-
sundheitsgefährdungen und Erkran-
kungen auf dem Gebiet der Muskel- 
Skelett-Erkrankungen zu verringern. 

Faltblatt zu „Prävention macht stark –  
auch Deinen Rücken“

Die BGW leitet das bundesweite Ar-
beitsprogramm mit Laufzeit bis Ende 
2018 und übernimmt dabei auch 
federführend die Kommunikation der 
Dachkampagne. 

Dreh- und Angelpunkt des Arbeits-
programms ist die gemeinsam abge-
stimmte Überwachung und Beratung 
von Unternehmen aller Branchen in 
Hinblick auf Belastungen für das 
Muskel-Skelett-System. Dazu zählt 
zum Beispiel das Heben und Tragen 
schwerer Lasten.

Das Internetportal www.gdabewegt.
de unterstützt die gemeinsamen Maß- 
nahmen. Hier sind alle Informationen 
gebündelt. Das Kernstück bilden eine 
Produktdatenbank mit knapp 400 
Präventionsprodukten zum Thema 
MSE sowie das Seminarmodul „Ge-
lebte Gesundheit am Arbeitsplatz – 
auf das WIE kommt es an“ als Ange-
bot für Dozierende. Im Februar 2017 
ging außerdem die Handlungshilfe für 
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Beschäftigte „Bewusst bewegen – 
auch im Job“ online. Die Anwendung 
bot zum Beispiel einen interaktiven 
Check „Rückenfit am Arbeitsplatz“ 
und einen Erinnerungsservice per 
Mail, für die eigene Rückengesund-
heit aktiv zu werden.

Weitere begleitende Aktivitäten wie 
Fachveranstaltungen für Präventions-
leute, betriebliche Arbeitsschutzex-
pertinnen und -experten sowie Multi-
plikatorinnen und Multiplikatoren 
unterstützen die Programmziele.

Der Ausschuss für Prävention und Ar-
beitsschutz hat das Arbeitsprogramm 
inhaltlich kontinuierlich begleitet. 
Dabei haben sich die Selbstverwal-
tungsmitglieder stets mit Nachdruck 
dafür eingesetzt, dass Unterstüt-
zungsangebote geschaffen werden, 
die eine langfristige und nachhaltige 
Wirkung für die Versicherten und in 
den Unternehmen erzielen.

2.8	Die BGW-Inklusions- 
	 strategie

Seit 2009 gilt in Deutschland die 
Behindertenrechtskonvention der 
Vereinten Nationen (UN). Damit hat 
sich die Bundesrepublik der Inklusion 
verpflichtet. Inklusion ist ein Men-
schenrecht und bedeutet: Alle Men-
schen sollen am gesellschaftlichen 
Leben, bei der Arbeit und in der Frei-
zeit, gleichberechtigt und selbstbe-
stimmt teilhaben können. 

Für öffentliche Träger und Träge- 
rinnen ist gesetzlich festgelegt: Sie 
sollen Benachteiligungen von Men-
schen mit Behinderung beseitigen 
sowie deren gleichberechtigte Teil-
habe am Leben in der Gesellschaft 
aktiv fördern und in ihre Planungen 
einbeziehen. Weit ausgelegt geht es 
um die gleichberechtigte gesell-
schaftliche Teilhabe aller Menschen – 
unabhängig von Behinderung, Her-
kunft, Alter, Geschlecht, sexueller 
Orientierung oder anderen persön-
lichen Attributen.

Um die Behindertenrechtskonvention 
der UN umzusetzen, hat die BGW eine 
Inklusionsstrategie erarbeitet. Die 
Maßnahmen sollen teilweise nach 
innen für die eigenen Beschäftigten, 
teilweise nach außen für Kundinnen 
und Kunden wirken. Einige wurden 
bereits umgesetzt: Entwickelt ist ein 
Konzept für barrierefreie PDF-Doku-
mente wie Informationsbroschüren 
und eines für ein barrierefreies Veran-
staltungsmanagement. Publikatio-
nen in Leichter Sprache, barrierefreie 
Imagefilme, ein weitgehend barriere-
freier BGW-Internetauftritt mit eige-

Barrierefreie Medien und Publikationen 
sind Teil der BGW-Inklusionsstrategie
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ner Inklusionsrubrik und weitere bar-
rierefreie Medien stehen zur Ver- 
fügung. Dadurch wird es Menschen 
im Sinne der Inklusion erleichtert, 
sich über die Arbeit der BGW zu infor-
mieren und BGW-Veranstaltungen zu 
besuchen. Weitere Inklusionsmaß-
nahmen standen in Zusammenhang 
mit Kampagnen, Projekten oder Ver-
anstaltungen und wurden gemein-
sam mit Partnerinnen und Partnern 
umgesetzt. So etwa das Mobilitäts-
training „Kompetent mobil“ zur För-
derung der selbstständigen Mobilität 
von Menschen mit Behinderungen. 

Im Vorstand und in seinen Ausschüs-
sen  wurden viele dieser Einzelmaß-
nahmen vorgestellt und diskutiert, so 
dass die Selbstverwaltungsmitglie-
der Sichtweisen aus den eigenen 
Berufsfeldern einbringen konnten.

In ihrer Inklusionsstrategie hat die 
BGW weitere Ziele für unterschiedli-
che Aufgabenbereiche formuliert, die 
innerhalb der zwölften Amtsperiode 
2018 bis 2023 bearbeitet werden. Um 
der Bedeutung des Themas gerecht 
zu werden, nimmt auch das Schwer-
punktprogramm der BGW für die 
zwölfte Amtsperiode – in dem strate-
gische Unternehmensziele niederge-
schrieben werden – Bezug auf die 
Inklusion. 

Die Basis der Inklusionsstrategie bil-
den der Nationale Aktionsplan der 
Bundesregierung und der Aktions-
plan der gesetzlichen Unfallversiche-
rung zur Inklusion. 

Um sich auch international zum 
Thema Inklusion zu vernetzen, war 
die BGW Partnerin bei Themenaben-
den im Deutschen Haus bei den Para-
lympischen Spielen in London 2012 
und Rio de Janeiro 2016: Vertreterin-
nen und Vertreter der BGW-Selbstver-
waltung informierten über die Arbeit 
der gesetzlichen Unfallversicherung, 
insbesondere unter dem Aspekt 
Inklusion.

2.9	Erfolgreiche Kampagnen

In die Zeit der elften Amtsperiode fie-
len zwei große Kampagnen der Spit-
zenorganisation der gesetzlichen 
Unfallversicherung, der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung 
(DGUV). Sie konzentrierten sich auf 
die Themen Rückengesundheit und 
Präventionskultur.

2.9.1	„Denk an mich. Dein Rücken“
Erkrankungen des Muskel-Skelett-
Apparats führen seit Jahren die Sta-
tistiken der Arbeitsunfähigkeitstage 
an. Die DGUV reagierte darauf, indem 
sie eine gemeinsame Präventions-
kampagne der Berufsgenossenschaf-
ten und Unfallkassen ins Leben rief. 
Unter dem Kampagnentitel „Denk an 
mich. Dein Rücken“ boten die einzel-
nen Trägerinnen und Träger von 2013 
bis 2015 branchenbezogene Aktionen 
zur Rückengesundheit an. Dabei wur-
den die Maßnahmen der Präventions-
kampagne „Denk an mich. Dein 
Rücken“ und des Arbeitsprogramms 
Muskel-Skelett-Erkrankungen der 
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GDA eng miteinander verknüpft und 
bauten aufeinander auf. Auch die 
BGW beteiligte sich aktiv. 

Im Mittelpunkt der Kampagnenakti-
vitäten der BGW standen die Berufs-
gruppen Pflege und Kinderbetreuung. 
Mit ihrem Engagement warb die BGW 
für ihre vielfältigen Rückenangebote 
wie Betriebsberatungen, Arbeits-
platzbegleitungen, Rückensprech-
stunde und Rückenkollegs. Führungs-
kräfte, Beschäftigte, Arbeitsschutz- 
experten und -expertinnen, Betriebs-
ärzte und -ärztinnen sowie Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit wurden für 
rückenbelastende Faktoren sensibili-
siert – zum Beispiel durch eine eigene 
Kampagnenseite auf bgw-online.de, 
themenbezogene Presse- und Medien-
arbeit, Veranstaltungen oder bei 
Betriebsbesichtigungen. 

Die Ausschüsse für Prävention und 
Arbeitsschutz sowie für Kommunika-
tion wurden nicht nur regelmäßig 
über den Verlauf der Kampagne infor-
miert, die Mitglieder der Selbstver-
waltung haben auch inhaltliche 
Schwerpunkte gesetzt. Sie machten 
sich dafür stark, die Situation in ihren 
Branchen zu verbessern. Insbeson-
dere für die Pflege ging es gezielt 
darum, Pflegedienste und -einrich-
tungen zur Anschaffung und Nutzung 
von kleinen Hilfsmitteln wie Anti-
rutschmatten oder Gleitmatten zum 
Bewegen eines Patienten oder einer 
Patientin zu motivieren. Richtig ange-
wendet entlasten diese den Rücken 
bei der Pflegearbeit. Im Rückblick hat 
„Denk an mich. Dein Rücken“ bei den 
Mitgliedsunternehmen der BGW eini-
ges in Bewegung gebracht: Zum Bei-
spiel standen bei 13.299 Ortster-
minen der BGW in versicherten 
Unternehmen Muskel-Skelett-Erkran-
kungen im Fokus. 

2.9.2	„Kultur der Prävention“
Die aktuelle Kampagne der DGUV 
widmet sich dem Thema „Kultur der 
Prävention“. Sie ist für eine Laufzeit 
von zehn Jahren angelegt und ver-
folgt das Ziel, Sicherheit und Gesund-
heit selbstverständlich im Denken 
und Handeln aller Menschen zu ver-
ankern. Alle sollen dazu ermuntert 
werden, Prävention im eigenen Alltag 
umzusetzen.

Die Selbstverwaltungsmitglieder 
haben dazu beigetragen, die Kampa-
gne vorzubereiten. Im Frühjahr 2016 

Titellogo der  
Kampagne „Kultur der 

Prävention“

Faltblatt mit Logo  
der Rückenkampagne



25Kapitelnummer + Kapitelname2 Gelebte Verantwortung – die elfte Amtsperiode

gab der BGW-Vorstand das Fachkon-
zept der DGUV zur Kampagne frei.  
Auf Initiative mehrerer Vorstände von 
Unfallversicherungsträgerinnen – da- 
runter der Vorstand der BGW – wurde 
die zugehörige kreative Leitidee in 
den Gremien der DGUV intensiv dis-
kutiert und schließlich zurückgezo-
gen. Die neu entwickelte Leitidee mit 
dem Titel „kommmitmensch – Sicher. 
Gesund. Miteinander.“ fand im zwei-
ten Anlauf breite Zustimmung inner-
halb der gesetzlichen Unfallversiche-
rung – auch der BGW-Vorstand hat 
zugestimmt. Der Titel bringt hervorra-
gend zum Ausdruck, was eine gute 
Präventionskultur ausmacht: das 
konstruktive Miteinander im Betrieb.

Wie alle DGUV-Mitglieder wird die 
BGW eigene, branchenbezogene Akti-
onen entwickeln, um die Ziele der 
Kampagne zu unterstützen. Die DGUV 
beteiligt sich mit einer Dachkampa-
gne, die Aufmerksamkeit für die Mit-
gliederkampagnen wecken soll.

Im Jahr 2016 startete die BGW-interne 
Kommunikation, um alle Mitarbeite- 
rinnen und Mitarbeiter frühzeitig über 
Ziele zu informieren und einzubinden. 
Erste Ideen zum Vorgehen innerhalb 
der BGW wurden zusammengetragen. 
Die externe Kampagne „Kultur der 
Prävention“, die sich an Mitgliedsun-
ternehmen und Versicherte richtet, 
begann offiziell am 18. Oktober 2017.

2.10	Die BGW-Präventions-		
	 strategie

Die Prävention hat im Laufe der Jahre 
bei der BGW stark an Bedeutung 
zugenommen und ist immer mehr 
ausgebaut worden. Ihre Aufgaben bei 
der Beratung, Überwachung, Aus- 
und Weiterbildung sowie Information 
sind sehr umfassend und vielfältig. 
Personell wurde der Präventionsbe-
reich in der elften Amtsperiode deut-
lich verstärkt.

Die „Leitplanken“ der Prävention  
wurden in der BGW-Präventionsstra-
tegie niedergeschrieben. Im Juli 2013 
haben die Vorstandsmitglieder das 
neue Papier mit dem Titel „Die strate-
gische Ausrichtung der BGW zur 
Wahrnehmung des gesetzlichen Prä-
ventionsauftrags“ beschlossen. Die 
BGW beschreibt darin, wie sie ihren 

Ziel der Präventions-
strategie ist ein BGW-
weites Verständnis der 
Präventionsaufgaben 
und -ziele
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gesetzlichen Auftrag erfüllt. Ziel ist 
es, über alle Abteilungen hinweg ein 
gemeinsames, BGW-weites Verständ-
nis der Präventionsaufgaben und -zie- 
le zu schaffen, das auch Außenste-
henden wie Mitgliedsunternehmen 
und Kooperationspartnern oder -part-
nerinnen vermittelt werden kann. Die 
Präventionsstrategie zielt darauf ab, 
das Arbeitsschutzniveau in allen Be-
trieben, unabhängig von ihrer Größe 
oder Branche, kontinuierlich zu ver-
bessern.

2.11	Präventionszentrum 
	 Hamburg

Zum Kern der BGW-Präventionsarbeit 
gehört die Fort- und Weiterbildung 
von Unternehmern, Unternehmerin-
nen und Versicherten zu Fragen der 
Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit. Die BGW bietet deshalb an 
mehreren Orten über 70 inhaltlich 
unterschiedliche Seminare an – ins-
gesamt rund 1.200 Veranstaltungen 
pro Jahr. Neben der eigenen Bildungs-
akademie in Dresden ist insbeson-
dere die BGW-Akademie Hamburg 
Veranstaltungsort. Dresden verfügt 
über angeschlossene Unterbrin-
gungsmöglichkeiten; die Hamburger 
Akademie koordiniert zusätzlich die 
Übernachtung der Teilnehmenden vor 
Ort und die Seminare in allen Ver-
tragshotels bundesweit. 

Seit einigen Jahren wird dem Aus- und 
Weiterbildungsangebot der BGW ein 
so hohes Interesse entgegenge-

bracht, dass es in der Akademie Ham-
burg zu Kapazitätsengpässen kommt. 
Seminare sind meist schnell und weit 
in die Zukunft ausgebucht. Da die 
BGW mit einer weiter steigenden 
Nachfrage rechnet, hat sie im Jahr 
2014 mit Planungen begonnen, wie 
die Schulungsmöglichkeiten erwei-
tert werden können. Gemeinsam mit 
der Verwaltungs-Berufsgenossen-
schaft (VBG), die ähnliche Ziele ver-
folgt, möchte sie ein neues Präventi-
onszentrum in der Hamburger Hafen- 
City errichten und betreiben. Dort sol-
len allein von Seiten der BGW jährlich 
bis zu 360 Seminarveranstaltungen 
angeboten werden können. Zusätz-
lich sollen Musterarbeitsplätze, The-
menwelten und Ausstellungen die 
Prävention von Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten und arbeitsbe-
dingten Gesundheitsgefahren erleb-
bar machen – und in Teilen für die all-
gemeine Öffentlichkeit zugänglich 
sein. In einem Veranstaltungsbereich 
können Kongresse und Tagungen 
stattfinden. Innerhalb des Zentrums 
werden außerdem ausreichend Über-
nachtungsmöglichkeiten für Seminar-
teilnehmerinnen und -teilnehmer 
geschaffen. Anforderungen an eine 
gleichberechtigte Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen, insbeson-
dere die Barrierefreiheit, werden 
umfassend berücksichtigt. 

Die Selbstverwaltung der BGW war 
und ist sowohl an der inhaltlichen als 
auch baulichen Vorbereitung und 
Ausgestaltung des Präventionszent-
rums intensiv beteiligt. Sie wacht dar-

2 Gelebte Verantwortung – die elfte Amtsperiode
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über, dass sich die Bedarfe der Unter-
nehmen und Versicherten im geplan- 
ten Zentrum inhaltlich wiederfinden.  
Zudem stellt sie eine Umsetzung in 
einem angemessenen finanziellen 
Rahmen sicher. Der Ausschuss für 
Prävention und Arbeitsschutz hat 
unter anderem über die Ergebnisse 
einer Machbarkeitsstudie – einer 
Untersuchung zu Risiken und Mög-
lichkeiten – beraten. Erfahrungen aus 
den eigenen Berufsfeldern wurden in 
das Fachkonzept zum Präventions-
zentrum, das die inhaltliche Ausrich-
tung beschreibt, eingebracht. Der 
Vorstand hat die Planungen, insbe-
sondere die Auswahl sowie den 
zukünftigen Erwerb des Grundstücks 
und das damit verbundene voraus-
sichtliche Investitionsvolumen, ge-
nehmigt. Im Bauausschuss wurde der 
Architektenwettbewerb für den Neu-
bau des Zentrums mit vorbereitet und 
begleitet, Mitglieder der Selbstver-
waltung saßen im Preisgericht des 
Wettbewerbs. Die Steuerung des 

Gesamtprojekts verantwortet neben 
der Projektleitung ein eigens einge-
setzter Lenkungsausschuss, der 
unter anderem mit Mitgliedern der 
BGW-Selbstverwaltung besetzt ist. 
Der Ausschuss gibt Empfehlungen für 
zentrale Weichenstellungen.

Es ist geplant, das Grundstück nach 
Genehmigung durch das Bundesver-
sicherungsamt im zweiten Quartal 
2018 zu erwerben und im selben Jahr 
die ersten Schritte für den Baubeginn 
einzuleiten.

2.12	Ausbau der Online- 
	 angebote

Unseren Kundinnen und Kunden haben 
wir den Zugang zu BGW-Informationen 
in der vergangenen Amtsperiode kon-
tinuierlich vereinfacht. Dabei haben 
wir die Möglichkeiten des Dialogs und 
der Weiterbildung zunehmend digita-
len Entwicklungen angepasst.

2 Gelebte Verantwortung – die elfte Amtsperiode
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2.12.1 E-Learning
Am 1. April 2014 startete unter der Inter-
netadresse www.bgw-lernportal.de 
das neue Lernportal der BGW. Dafür 
wurde in enger Abstimmung mit dem 
Vorstand bei der BGW eigens der neue 
Bereich „E-Learning“ geschaffen, der 
die Online-Lernangebote entwickelt, 
aktualisiert, beständig verbessert und 
das Lernportal fachlich verwaltet. Aktu-
ell umfasst das Portal 26 E-Learning-
Angebote für verschiedene Berufsfel-
der – unter anderem zum ergono- 
mischen Arbeiten und zur Prävention 
von Hauterkrankungen. Neben Lern-
programmen mit praktischen Beispie-
len bietet es Glossare für die Erläute-
rung von Fachbegriffen sowie Foren 
zum Austausch an.

Die Selbstverwaltungsmitglieder 
haben sich von Beginn an stark in die 
Ausgestaltung des Portals einge-
bracht. Auf Initiative der Selbstverwal-
tung wird regelmäßig ausgewertet, 
wie die Lernangebote bei den Versi-
cherten ankommen. Dies trägt dazu 
bei, das Themenspektrum des Portals 
aktuell und bedarfsgerecht zu halten.

2.12.2	Gefährdungsbeurteilung 		
		 online
Unternehmen sind gesetzlich verpflich-
tet, regelmäßig eine Gefährdungsbe-
urteilung durchzuführen. Sie ist Kern 
der betrieblichen Prävention. Mithilfe 
einer Gefährdungsbeurteilung ermit-
teln die Betriebe selbstständig, wo 
Gefahren für die Sicherheit in ihrem 
Betrieb lauern und welche Risiken 
damit für ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter verbunden sind. Ziel ist 
außerdem, Arbeitsschutzmaßnahmen 
festzulegen, durchzuführen und deren 
Wirksamkeit zu überprüfen.

Innerhalb der elften Amtsperiode der 
Selbstverwaltung ist es für viele 
BGW-Mitgliedsbetriebe einfacher 
geworden, eine Gefährdungsbeurtei-
lung zu erstellen: Wer zum Berufs-
zweig Friseurhandwerk, Kindertages-
stätten, Pflege ambulant, Pflege 
stationär oder Werkstätten für Men-
schen mit Behinderungen gehört, 
kann sie neu auch online ausfüllen. 
Unternehmen erhalten online außer-
dem Informationen zu möglichen Prä-
ventionsmaßnahmen und darüber, 
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wie sie deren Wirksamkeit überprü-
fen können. Online-Gefährdungsbe-
urteilungen für weitere Berufszweige 
sollen folgen.

Schon im BGW-Schwerpunktpro-
gramm 2012 bis 2017 wurde festge-
legt, dass die Möglichkeiten zur 
Online-Selbstbewertung der Betriebe 
ausgebaut werden sollen. Im Schwer-
punktprogramm beschreiben Verwal-
tung und Selbstverwaltung (SV), wel-
che Ziele sie in der jeweiligen Amts- 
periode erreichen wollen. Dement-
sprechend hat sich der Ausschuss für 
Prävention und Arbeitsschutz von 
Beginn der Planungen an intensiv mit 
dem Thema auseinandergesetzt. Auf 
Anregung der SV-Mitglieder erfasste 
die BGW im Vorfeld, inwieweit Unter-
nehmen kleiner und mittlerer Größe 
Bedarf an einer online-gestützten 
Gefährdungsbeurteilung haben. Die 

Ergebnisse dieser Kundenbefragung 
sind in die Entscheidung eingeflos-
sen, für welche Berufszweige eine 
weitere Online-Gefährdungsbeur- 
teilung erarbeitet wird. Selbstverwal-
tungsmitglieder haben zudem wich-
tige Hinweise darauf gegeben, welche 
Anforderungen die entsprechenden 
Berufsgruppen an das neue Instru-
ment stellen.

2.13	 Das „BGW mobil“

Ein besonderes, mobiles Angebot für 
Beschäftigte in Kindertagesstätten 
(Kitas) hat die BGW in Zusammenar-
beit mit dem Arbeiter-Samariter-Bund 
(ASB) organisiert: eine Truck-Tour 
durch Deutschland mit dem „BGW 
mobil“. Insgesamt 221 Besuche in 
Kitas, rund 2.300 Beratungsgespräche 
und eine bunte Kiste voller neuer Ideen 
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für das gesunde Arbeiten in der Kinder-
betreuung sind das Ergebnis des 
Modellvorhabens. In den Jahren 2014 
bis 2016 reiste die rollende Beratungs-
stelle mit einer gesundheitspädagogi-
schen Fachkraft an Bord quer durch 
Deutschland. Vor Ort beriet sie Fach- 
und Leitungskräfte zu Arbeitsweisen, 
Lärmschutzmaßnahmen, Infektionsri-
siken, Motivation und Stressresistenz. 

Der Beirat des BGWforums – eine Ar-
beitsgruppe der Selbstverwaltung – 
hatte das Modellprojekt mit angesto-
ßen und der Vorstand war einer ent- 
sprechenden Beschlussempfehlung 
gefolgt. Über Verlauf und Abschluss 
des mobilen Angebots wurde der 
zuständige Ausschuss für Prävention 
und Arbeitsschutz kontinuierlich 
informiert. Die Ausschussmitglieder 
setzten sich dafür ein, dass das „BGW 
mobil“ zukünftig weitergeführt wird: 
Im Juni 2017 beschloss der Vorstand 
auf Empfehlung des Ausschusses, 

dass ein Konzept für weitere geeig-
nete Einsatzbereiche erarbeitet wer-
den soll.

2.14	Kooperationen in der 		
	 Informationstechnologie

Um Versicherte und Mitglieder opti-
mal betreuen zu können, ist die BGW 
auf eine anspruchsvolle Informati-
onstechnologie (IT) angewiesen. 

2.14.1	 Gründung der IT.UV 
	 Software GmbH
Ein weiterer Tätigkeitsschwerpunkt 
der Selbstverwaltung lag deshalb 
darin, die technologische Weiterent-
wicklung des Anwendungssystems 
bg.standard sicherzustellen. Im Sep-
tember 2013 wurde die IT.UV Software 
GmbH als gemeinsames Tochterun-
ternehmen der BGW und VBG gegrün-
det. Alle Rechte an dem Softwarepro-
dukt bg.standard wurden auf diese 
Gesellschaft übertragen. Damit wurde 
gewährleistet, dass das Fachwissen 
der ehemals bei der Firma Entitec 
GmbH angestellten Beschäftigten 
auch in Zukunft von beiden Berufsge-
nossenschaften genutzt werden kann.

Die BGW ist dadurch gut aufgestellt, 
um die digitale Verwaltung umzuset-
zen und die Elektronische Akte einzu-
führen. An deren Entwicklung arbeitet 
die IT.UV Software GmbH zusammen 
mit den IT-Experten der BGW.

Die Geschicke des Tochterunterneh-
mens gestalten die Selbstverwaltun-

2 Gelebte Verantwortung – die elfte Amtsperiode

Gesundheitspädagogin
Jasmin auf dem Berge 
vor dem „BGW mobil“
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Gemeinsames  
Unternehmen der  
BGW und VBG –  
IT.UV Software GmbH

gen von BGW und VBG als Mitglieder 
im Aufsichtsrat und in den Gesell-
schafterversammlungen mit.

2.14.2	 Gemeinsames Unfallver- 
		  sicherungsrechenzentrum 		
		  UV RZ
Die Verwaltung der versicherten 
Unternehmen, die Bearbeitung von 
Arbeitsunfällen, Onlineangebote wie 
bgw-online.de, die Finanzbuchhal-
tung und vieles mehr wird per elek-
tronischer Datenverarbeitung abge-
wickelt. Dafür verfügt die BGW über 
ein großes Rechenzentrum mit Ser-
vern, Datenspeicher- und Netzwerk-
systemen. 

Ziel der BGW ist es, ihre Aufgaben auf 
technisch hohem Niveau und so wirt-
schaftlich wie möglich zu erfüllen. 
Deshalb hat sie sich mit drei weiteren 
Berufsgenossenschaften zusammen-
getan und ein gemeinsames Rechen-
zentrum für die gesetzliche Unfallver-
sicherung UV RZ am Standort Nürn- 
berg errichtet. Beteiligt sind neben 
der BGW die Berufsgenossenschaft 
Nahrungsmittel und Gastgewerbe 
(BGN), die Berufsgenossenschaft der 
Bauwirtschaft (BG BAU) sowie die 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 
(VBG). Im Februar 2016 wurden die 
Rechenzentrumsanlagen in Hamburg, 
dem Standort der BGW-Hauptverwal-
tung, abgebaut und nach Nürnberg – 
in die Räume der Noris Network AG – 
transportiert. Aus Sicherheitsgründen 
werden Rechenzentrumsflächen an 
zwei verschiedenen Standorten in 
Nürnberg genutzt. Betreut werden die 

2 Gelebte Verantwortung – die elfte Amtsperiode

IT-Anlagen der BGW weiterhin von 
Hamburg aus. 

Mittlerweile sind zusätzlich die 
Rechenzentren der Berufsgenossen-
schaft Rohstoffe und chemische 
Industrie (BG RCI) sowie weiterer Ein-
richtungen der gesetzlichen Unfall-
versicherung eingezogen. Die BGW 
profitiert von der Kooperation in viel-
facher Hinsicht. Unter anderem spart 
sie Kosten für Strom und Klimatech-
nik, die für die empfindlichen Geräte 
notwendig ist. 

Der Ausschuss für Informations- und 
Kommunikationstechnik der BGW hat 
den gesamten Prozess der Koopera-
tion von Anfang an begleitet und 
unterstützt. Mitglieder der BGW-
Selbstverwaltung nutzten darüber 
hinaus Gelegenheiten wie die Eröff-
nungsveranstaltung des UV RZ, um 
sich mit Selbstverwaltungsmitglie-
dern anderer Trägerinnen über Fragen 
des Rechenzentrumsbetriebs auszu-
tauschen.
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3	 Stabilität und Wachstum – die BGW 
	 in den Jahren 2012 bis 2017

Die elfte Amtsperiode der Selbstver-
waltung war geprägt von einer Entwick-
lung, die seit Jahrzehnten zu beobach-
ten ist: Der Gesundheits- und Wohl- 
fahrtsbereich wächst. Im Zeitraum von 
2012 bis 2017 konnte die BGW deshalb 
eine Zunahme an versicherten Unter-
nehmen und Personen verzeichnen. 
Dementsprechend stiegen auch die 
Zahl der Unfälle und Berufskrankheiten 
von BGW-Versicherten sowie die Sum-
me der Entschädigungsleistungen.

3.1	 Entwicklung der versicher- 
	 ten Unternehmen und Per- 
	 sonen

In den Jahren 2012 bis 2017 wuchs die 
BGW von 604.093 auf 639.091 ver
sicherte Unternehmen. Dies bedeutet 

einen Anstieg um rund 5,8 Prozent. 
Die Anzahl der Versicherten stieg im 
selben Zeitraum von über sieben auf 
über acht Millionen an.

3.2	Arbeitsunfälle, Wege-		
	 unfälle, Berufskrankheiten

Versichert sind Arbeitsunfälle, Wege-
unfälle und Berufskrankheiten. Statis-
tisch erfasst werden meldepflichtige 
Versicherungsfälle, also solche, die 
eine Arbeitsunfähigkeit von mehr als 
drei Tagen zur Folge haben.

Die Zahl der Arbeitsunfälle nahm zwi-
schen 2012 und 2017 um rund 16,85 
Prozent zu. Bei den Wegeunfällen ist 
traditionell eine stärkere Auf-und-ab- 
Bewegung zu beobachten, da diese 

Versicherte Unternehmen
Versicherte Personen

Versicherte Personen und Unternehmen

612.831604.093
622.563

630.073 631.650
639.091

7.382.020 7.550.376 7.729.770
7.976.888 8.129.466 8.482.086

20132012 20152014 2016 2017
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Arbeitsunfälle Wegeunfälle BerufskrankheitenMeldepflichtige Versicherungsfälle

66.210 68.296
72.047 71.959

76.941 77.366

34.066

12.574

28.465 30.611 29.209 30.239 32.531

11.624 12.172 12.590 12.696 12.348

20132012 20152014 2016 2017

537,8
517,4

491,8
464,5

587,0
606,5

2012 2013 2014 2015 2016 2017

Entschädigungsleistungen (Gerundet, in Mio. Euro)
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Unfälle stark witterungsbedingt sind. 
In Jahren mit kalten und schneereichen 
Wintern sind die Zahlen deutlich höher 
als in anderen. Wegeunfälle sind alle 
Unfälle, die sich auf dem direkten Weg 
zur oder von der Arbeit ereignen, unab-
hängig vom Verkehrsmittel.

Die Zahl der bei der BGW eingegange-
nen Meldungen des Verdachts auf 
eine Berufskrankheit stieg zwischen 
2012 und 2017 um rund 8,17 Prozent 
an. Es handelt sich in den meisten Fäl-
len um Haut-, Wirbelsäulen- oder Infek-
tionserkrankungen.

3.3	Entschädigungsleistungen

Im Zeitraum 2012 bis 2017 wuchs die 
Gesamtsumme der Entschädigungs-
leistungen um rund 30,57 Prozent. 
Dabei handelt es sich um Leistungen 
für Versicherte, die einen Arbeits- oder 
Wegeunfall hatten oder an einer Berufs- 
krankheit leiden. Zum Leistungskatalog  

zählt sowohl die medizinische und 
berufliche Rehabilitation als auch die 
Wiedereingliederung in das gesell-
schaftliche Leben. Die Entschädigungs-
leistungen umfassen außerdem die 
Kosten für Renten, Abfindungen, Bei-
hilfen und Sterbegeld.
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4	 Gut gerüstet für die Zukunft – Ausblick 	
	 auf die zwölfte Amtsperiode

In den Sozialwahlen vom Juni 2017 
wurde die Selbstverwaltung der BGW 
für die zwölfte Amtsperiode von Okto-
ber 2017 bis Oktober 2023 bestimmt. 
Sie wird in ihrer neuen Zusammenset-
zung die erfolgreiche Arbeit, die in 
der elften Amtsperiode geleistet 
wurde, mit großem Engagement fort-
setzen. Auch künftig werden ihre Mit-
glieder daran arbeiten, die BGW wei-
terzuentwickeln.

Zu Beginn einer jeden Amtsperiode 
stellt die Selbstverwaltung in enger 
Zusammenarbeit mit der BGW-Ver-
waltung das Schwerpunktprogramm 
für den kommenden Sechsjahreszeit-
raum auf und verabschiedet es. Die-

ses Programm beschreibt die strate-
gische Ausrichtung und die Ziele der 
BGW. In der zwölften Amtsperiode 
wird es insbesondere darum gehen, 
zentrale Herausforderungen zu meis-
tern, zum Beispiel die zunehmende 
Digitalisierung, unser internes Wis-
sensmanagement, Kundenbeziehun-
gen und Kooperationen, Wirkungs-
nachweise unserer Arbeit sowie die 
Anforderungen der zukünftigen Ar-
beitswelt.

Auch die Schwerpunkte der vergan-
genen Jahre wie die Weiterentwick-
lung von Beratung und Überwachung 
unserer Betriebe, die Inklusion oder 
die Weiterbildung und Gesundheits-

Sitzung der BGW- 
Vertreterversammlung 

im Jahr 2017 in Hamburg

4 Gut gerüstet für die Zukunft – Ausblick auf die zwölfte Amtsperiode
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förderung für unsere eigenen Be-
schäftigten sollen weiter ausgestaltet 
werden. Unter anderem sollen neue 
Ansätze entwickelt werden, diesen 
Themen zu begegnen. Nicht zuletzt 
müssen die sozialpolitischen Rah-
menbedingungen berücksichtigt wer-
den, die sich ständig verändern. 

Durch die partnerschaftliche Zusam-
menarbeit der Fachbereiche der BGW 
und der Ausschüsse von Vertreterver-
sammlung und Vorstand am Schwer-
punktprogramm werden die Ergeb-
nisse auf eine breite Basis gestellt.

Vertreterinnen und Vertreter von 
Arbeitgeberinnen, Arbeitgebern, 

BGW-Hauptverwaltung,
Hamburg

Beschäftigten und ehrenamtlich Täti-
gen kennen betriebliche Abläufe und 
bringen ihre Erfahrungen ein, zum 
Beispiel in Bezug auf die demografi-
sche Entwicklung in Unternehmen.

Die Selbstverwaltungsmitglieder klä-
ren die Fragen gesunden Arbeitens in 
ihren Berufsfeldern, bestimmen die 
Schwerpunkte und steuern die Aufga-
benfelder ihrer Berufsgenossen-
schaft selbst. Die Selbstverwaltung 
ist ein Modell, das für Praxisnähe 
steht und sowohl den Interessen der 
Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen als 
auch denen der Versicherten dient.
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Organigramm der BGW-Selbstverwaltung

Vertreterversammlung

�1 �Die Vertreterversammlung entscheidet, ob und wie viele Widerspruchsausschüsse – an 
der Hauptverwaltung Hamburg auch Einspruchsausschüsse – an den BGW-Standorten 
eingerichtet werden. Diese Ausschüsse werden von der Vertreterversammlung aus dem 
gesamten Kreis der BGW-Mitglieder und -Versicherten besetzt.

2 �Der Vorstand entscheidet, ob und wie viele Rentenausschüsse an den BGW-Standorten 
eingerichtet werden. Diese Ausschüsse werden vom Vorstand aus dem gesamten Kreis 
der BGW-Mitglieder und -Versicherten besetzt.

3 MRSA = Methicillin-resistenter Staphylococcus aureus

Ausschüsse der  
Vertreterversammlung

Gemeinsame Ausschüsse 
von Vertreterversammlung 

und Vorstand

•	 Haushalts- und Satzungsausschuss

•	 Rechnungsprüfungsausschuss 

•	 Widerspruchsausschüsse1 
– Berlin 
– Bochum 
– Delmenhorst  
– Dresden 
– Bezirksverwaltung Hamburg 
– Hauptverwaltung Hamburg  
    (inklusive Einspruchsausschüssen) 
– Karlsruhe	  
– Köln 
– Magdeburg 
– Mainz 
– München 
– Würzburg

•	 Ausschuss für Gefahrtarif und 
Beitragsangelegenheiten 

•	 Ausschuss für Prävention und 
Arbeitsschutz

Organigramm der BGW-Selbstverwaltung
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Vorstand 

Arbeitsgruppen des VorstandsAusschüsse des Vorstands

Arbeitsgruppen des Vorstands mit  
Beteiligung der Vertreterversammlung

•	 �Bauausschuss

•	 Bußgeldausschuss

•	  �Ausschuss für Rehabilitation  
und Heilverfahren

•	 �Ausschuss für Kommunikation   

•	 Verwaltungsausschuss

•	 �Ausschuss für Informations- und 
Kommunikationstechnik 

•	 Rentenausschüsse2 
– Berlin 
– Bochum 
– Delmenhorst  
– Dresden 
– Hamburg 
– Karlsruhe	  
– Köln 
– Magdeburg 
– Mainz 
– München 
– Würzburg 

•	 Jury BGW-Gesundheitspreis

•	 Arbeitsgruppe „Versichertenfreund-
liche Bescheidgestaltung“

•	 Gemeinsame Arbeitsgruppe der 
Selbstverwaltung und der Verwaltung 
„Friseurkampagne“

•	 Beirat der Stiftungsprofessur Epide-
miologie und Versorgungsforschung 
bei Pflegeberufen am Universitäts- 
klinikum Hamburg-Eppendorf

•	 Arbeitsgruppe „Konzept Ausbau der 
Unterstützungskapazitäten für BuS-
Betreuung“

•	 Jury BGW-Fotowettbewerb  
„Mensch – Arbeit – Handicap“

•	 Arbeitsgruppe zur „Reduktion des 
arbeitsbedingten MRSA3-Übertrags-
risikos“

•	 Beirat BGWforum

•	 Arbeitsgruppe zur Ausgestaltung des 
Konzepts Fortführung der Aktivitäten 
aus der Kampagne „Aufbruch Pflege“

•	 Arbeitsgruppe „Überarbeitung der  
Satzung“

•	 Wettbewerbsjury „Gesundheitsför-
derung in der Pflegeausbildung“

•	 Wettbewerbsjury „Kunstpreis für 
Künstlerinnen und Künstler mit Behin-
derungen“

Organigramm der BGW-Selbstverwaltung
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So finden Sie Ihr zuständiges 
Kundenzentrum

Auf der Karte sind die Städte verzeich-
net, in denen die BGW mit einem 
Standort vertreten ist. Die farbliche 
Kennung zeigt, für welche Region ein 
Standort zuständig ist. 

Jede Region ist in Bezirke unterteilt, 
deren Nummer den ersten beiden Zif-
fern der dazugehörenden Postleitzahl 
entspricht. 

Ein Vergleich mit Ihrer eigenen Postleit-
zahl zeigt, welches Kundenzentrum 
der BGW für Sie zuständig ist. 

Auskünfte zur Prävention erhalten Sie 
bei der Bezirksstelle, Fragen zu Reha-
bilitation und Entschädigung beant-
wortet die Bezirksverwaltung Ihres 
Kundenzentrums.

BGW-Beratungsangebote
Tel.: (040) 202 07 - 48 62 
Fax: (040) 202 07 - 48 53 
E-Mail: gesundheitsmanagement@bgw-online.de

Medienbestellungen
Tel.: (040) 202 07 - 48 46 
Fax: (040) 202 07 - 48 12 
E-Mail: medienangebote@bgw-online.de 

Versicherungs- und Beitragsfragen
Tel.: (040) 202 07 - 11 90 
E-Mail: beitraege-versicherungen@bgw-online.de

Beratung und Angebote

Diese Übersicht wird bei jedem Nachdruck aktualisiert. 
Sollte es kurzfristige Änderungen geben, finden Sie 
diese hier:

www.bgw-online.de/ 
kundenzentren
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